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Was Deutschland jetzt braucht 

Was Deutschland jetzt braucht, ist eine Politik, die die Spitzenstellung Deutschlands 

auch für die Zukunft sichert und ausbaut. Um das zu leisten, orientieren wir unsere 

Politik an drei Grundsätzen: Beschäftigung sichern, Finanzstabilität garantieren und 

Sicherheit in den Sozialsystemen erhalten.  

Bayern ist das erfolgreichste Land in Deutschland. Solide Finanzen, Vollbeschäfti-

gung, soziale Sicherheit, kultureller Reichtum und lebendiger Zusammenhalt – Bay-

ern setzt Maßstäbe. Das bayerische Erfolgsmodell zeigt den Weg für Deutschland. 

Was für Bayern gut ist, ist auch gut für Deutschland.  

Bayern vertraut auf die CSU. Das haben die Wählerinnen und Wähler bei der Land-

tagswahl und Bundestagswahl ganz klar bestätigt. Keine andere Partei in Deutsch-

land – und in ganz Europa – kann so sehr und so dauerhaft auf das Vertrauen der 

Menschen setzen wie wir. Unsere Politik steht für den Willen der breiten bürgerlichen 

Mehrheit.  

Daraus folgen unsere zentralen Punkte für die Bildung einer CDU/CSU-geführten 

Bundesregierung: 

Arbeit und Wohlstand für alle 

Bayern ist auf dem Weg zur Vollbeschäftigung. Wir haben die Jugendarbeitslosigkeit 

fast beseitigt. Auch in Deutschland haben wir so viel Beschäftigung und so wenig 

Arbeitslosigkeit wie seit langem nicht mehr. Das ist die Grundlage für unser Ziel: 

Wohlstand für alle. Diese Erfolge wollen wir sichern und ausbauen. 

1. Wir wollen Innovationen fördern. Wir wollen die Innovationskraft und Investitions-

kraft der Wirtschaft stärken und ausbauen. Wir schaffen zusätzliche Anreize für

Investitionen in Forschung und Entwicklung. Das sichert unsere internationale
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Wettbewerbsfähigkeit, mit hochwertigen Arbeitsplätzen. Das ist der Schlüssel für 

Wachstum und Beschäftigung in Deutschland. 

 

2. Wir wollen, dass jeder von einer Vollzeitbeschäftigung leben kann. Deshalb ha-

ben wir tarifliche Mindestlöhne geschaffen, die auf Branchen und Regionen 

Rücksicht nehmen. Das wollen wir fortsetzen und erweitern. Dabei dürfen Ar-

beitsplätze nicht gefährdet werden. 

3. Ein funktionierender Arbeitsmarkt braucht Flexibilität. Der wirtschaftliche Erfolg 

und das hohe Beschäftigungsniveau in Deutschland beruhen auch auf den be-

stehenden Flexibilitätsinstrumenten am Arbeitsmarkt. Diese Instrumente sollen 

beibehalten werden. 

 

4. Wir wollen die PKW-Maut für Ausländer. Wir wollen eine moderne Infrastruktur für 

Deutschland. Als Wirtschaftsstandort im internationalen Wettbewerb brauchen wir 

für unseren Wachstums- und Beschäftigungserfolg die bestmögliche Infrastruktur. 

Wir brauchen mehr Bundesmittel für unsere Verkehrswege. Eine Maut für PKW-

Fahrer aus dem Ausland schafft zusätzliche Investitionsmittel. Sie bedeutet im 

Vergleich der Länder Europas auch mehr Gerechtigkeit bei der Straßenfinanzie-

rung. 

  

5. Wir wollen die Kalte Progression bekämpfen. Leistung muss sich lohnen, für je-

den Arbeitnehmer. Lohnsteigerungen dürfen nicht zuerst an den Staat gehen, 

sondern müssen bei den Arbeitnehmern ankommen und bleiben. Deshalb wollen 

wir die sogenannte Kalte Progression bekämpfen.   

 

6. Wir wollen das flächendeckende Hochgeschwindigkeitsinternet. Zur modernen 

Infrastruktur gehören auch die Verkehrswege der Zukunft, die Datenautobahnen. 

Sie sind notwendig für unseren Wirtschaftsstandort wie auch für die Lebensquali-

tät der Bürger, gerade in ländlichen Räumen. Deshalb wollen wir das Hochge-

schwindigkeitsinternet – überall in Deutschland und flächendeckend.  

 

7. Wir wollen eine moderne Energieversorgung für Deutschland. Wir wollen bezahl-

baren Strom für Privatverbraucher und Betriebe. Dafür brauchen wir eine zügige 

Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Die Energiewende muss Umwelt- 
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und Naturschutz, den Schutz unserer Landschaft, Versorgungssicherheit und Ar-

beitsplatzsicherheit verbinden.  

8. Wir wollen gute Zukunftsperspektiven und finanzielle Stabilität für unsere Land-

wirtschaft. Unsere bayerischen Landwirte leisten Bedeutendes bei der Produktion 

gesunder Lebensmittel und der Pflege unserer Kulturlandschaft. Wir stehen für 

eine Politik der Wertschätzung und Förderung bäuerlicher Landwirtschaft. Steu-

ererhöhungen für die Landwirtschaft wird es mit uns nicht geben. 

 

 

Stabile Finanzen in Deutschland und Europa 
 

Bayern ist beispielgebend für den Verzicht auf neue Schulden und beim Abtragen 

alter Schulden. Deutschland ist die treibende Kraft für stabile Finanzen in Europa. 

Stabile Finanzen sind und bleiben der entscheidende Schlüssel für Wachstum und 

Wohlstand. 

 

9. Wir wollen keine neuen Schulden. Wir dürfen nicht auf Kosten unserer Kinder und 

Enkel leben. Jede Generation hat mit dem auszukommen, was sie selbst erwirt-

schaftet. Das ist christlich-soziale Generationengerechtigkeit – und ein fester 

ethischer Grundsatz unserer Politik. Wir haben im Bund erreicht, dass die Auf-

nahme neuer Schulden radikal zurückgefahren wurde. Wir schaffen bereits im 

nächsten Jahr den strukturell ausgeglichenen Bundeshaushalt. Wir wollen den 

völligen Verzicht auf neue Schulden. 

 

10. Mit der CSU sind Steuererhöhungen nicht zu machen. Schon heute verfügt 

Deutschland über so hohe Steuereinnahmen wie noch nie zuvor. Wir wollen des-

halb, dass der Staat mit dem auskommt, was er hat.   

 

11. Wir wollen einen gerechten Länderfinanzausgleich. Auch hier gilt wie für jeden 

Bürger: Leistung muss sich lohnen. Solidarität setzt die Bereitschaft zur Eigen-

verantwortung voraus. Derzeit leistet Bayern allein die Hälfte aller Zahlungen an 

insgesamt 13 andere Bundesländer. Im jetzigen System werden die Länder be-
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straft, die gut wirtschaften. Das darf nicht so bleiben – denn wer die Starken 

schwächt, hilft nicht den Schwachen, sondern schwächt alle in Deutschland 

12. Wir wollen die Erbschaftsteuer zur Ländersache machen. Das Aufkommen aus 

der Erbschaftsteuer steht bereits jetzt den Ländern zu. Deshalb sollen die Länder 

auch über die Höhe der Erbschaftsteuer selbst bestimmen können. 

 

13. Wir wollen ein Europa der Stabilität und nicht der Schulden. Auch hier gilt wie für 

jeden Bürger und wie beim Länderfinanzausgleich in Deutschland: Leistung muss 

sich lohnen und Solidarität setzt die Bereitschaft zur Eigenleistung voraus. Dieses 

Prinzip muss konsequent befolgt werden. Deshalb gilt: Jeder Staat ist für seine 

Schulden selbst verantwortlich. Deshalb sind wir ganz klar gegen Schuldenüber-

nahmen, etwa in Form von Tilgungsfonds und Euroschuldenbonds. Wir sind für 

die Stabilitätsunion in einem Europa der Regionen. 

 
 

Sicherheit in den Sozialsystemen 
 

Bayern ist das Land der Familien und des sozialen Miteinander und Zusammenhalts. 

Deutschland bietet hohe soziale Sicherheit und stabile Sozialsysteme. Wir wollen 

auch in Zukunft leistungsfähige Sozialsysteme, mit denen wir die Herausforderungen 

der Bevölkerungsentwicklung gestalten.    

 

14. Kürzungen bei den Familienleistungen wird es mit der CSU nicht geben. Familien 

sind der Kern unserer Gesellschaft. Sie haben Anspruch auf jede notwendige 

Form der staatlichen Förderung. Familien müssen sich nicht rechtfertigen für die 

Unterstützung, die sie bekommen – sondern die Politik muss sich immer wieder 

die Frage stellen, ob sie Familien in jeder möglichen Form ausreichend und gut 

fördert. Dabei haben Familien ein Recht auf Wahlfreiheit. Der Staat darf ihnen 

nicht vorschreiben, wie sie zu leben haben und seine Förderung darauf be-

schränken. Deshalb gilt: die bestehenden Familienleistungen bleiben. Das gilt 

auch und insbesondere für das Betreuungsgeld und das Ehegattensplitting. 
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15. Wir wollen die Mütterrente. Wer Kinder groß zieht, leistet für unsere Gesellschaft 

einen nicht hoch genug zu schätzenden Beitrag. Wer Kinder groß zieht und auf 

Erwerbsarbeit verzichtet, darf bei der Rente nicht benachteiligt werden. Bislang 

erhalten Mütter, deren Kinder vor 1992 geboren sind, dafür keine ausreichende 

Anerkennung im Rentensystem. Wir wollen, dass diesen Müttern ab 2014 ein zu-

sätzliches Rentenjahr pro Kind angerechnet wird. 

 

16. Wir wollen die Pflegeleistungen verbessern. Wir wollen mit einer zukunftsfesten 

Pflege auch die Herausforderungen der Bevölkerungsentwicklung gestalten. Wir 

wollen alle Bereiche der Pflege stärken, von der häuslichen Pflege bis zur statio-

nären Pflege. Wir wollen die Berufsaussichten für Pflegepersonal verbessern. 

Damit sichern wir Pflege in Deutschland und verbessern ihre Qualität.  

 

17. Wir wollen ein Bundesleistungsgesetz für Menschen mit Behinderungen. Wir wol-

len damit ihre Rechte stärken und ihnen mehr Teilhabe und Chancen ermögli-

chen. Das Bundesleistungsgesetz bedeutet auch eine Entlastung für die Kommu-

nen. 

 

18. Wir wollen leistungsfähige und finanzkräftige Kommunen, die die Daseinsvorsor-

ge für die Menschen garantieren können. Die Daseinsvorsorge muss in kommu-

naler Hand bleiben. Wir werden unsere Kommunen schützen gegen die überbor-

dende Regulierungswut von EU-Behörden, wie das beim Thema Trinkwasser der 

Fall war. Wir wollen keinen Zentralstaat Europa, sondern ein Europa der Regio-

nen, in dem durchgehend das Prinzip der Subsidiarität gilt: Nur das, was vor Ort 

nicht selbst geregelt werden kann, darf die nächstgrößere Ebene regeln.  
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